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FAKTEN STATT FAKE NEWS 
Klarstellungen zum 3. Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemi-

schen Lage von nationaler Tragweite 

 

BEHAUPTUNG KLARSTELLUNG 

 Gesetze und Verordnungen würden zeitlich 

unbegrenzt erlassen. 

 Nur die jeweiligen Länder können Vorschrif-

ten zum Schutz der Bevölkerung vor 

Infektionen erlassen. 

 Die Vorschriften sind nun zu begründen 

und zeitlich auf vier Wochen zu befristen. 

 Der Deutsche Bundestag kann diese Vor-

schriften als Gesetzgeber jederzeit per 

Gesetz ändern. 

 Sämtliche Maßnahmen auf Grundlage der 

epidemischen Lage enden automatisch am 

31. März 2021, oder wenn der Deutsche 

Bundestag die epidemische Lage davor für 

beendet erklärt. 

 Grundrechte würden abgeschafft.  Der Gesetzentwurf enthält keinerlei Rege-

lung zur Abschaffung von Grundrechten. 

 Bei allen Maßnahmen müssen die Verhält-

nismäßigkeit gewahrt und „soziale, 

gesellschaftliche und wirtschaftliche Auswir-

kungen auf den Einzelnen und die 

Allgemeinheit“ berücksichtigt werden. 

 Es handele sich um ein Ermächtigungsge-

setz. Dem BMG würden uneingeschränkte 

Vollmachten zum Erlass von Rechtsverord-

nungen und grundrechtsbeschränkenden 

Maßnahmen erteilt. 

 Die Länder sind auf Grundlage des Infekti-

onsschutzgesetzes (IfSG) dazu befugt, 

Schutzmaßnahmen zu erlassen (§ 28 IfSG). 

 Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wer-

den diese Befugnisse im neuen § 28a IfSG 

präzisiert und klarer gefasst. 

 Unter anderem ist in § 28a Abs. 1 ein Bei-

spielkatalog von Maßnahmen aufgeführt. 
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 Beschränkungen von Versammlungen und 

religiösen Zusammenkünften, Ausgangsbe-

schränkungen, Betretungsverbote für 

Altenheime etc. dürften nur unter besonde-

ren Voraussetzungen verfügt werden. 

 Zudem werden in Abs. 3 Schwellenwerte 

für die Intensität der Schutzmaßnahmen 

verankert. 

 Sofern Verordnungsbefugnisse für das BMG 

bestehen, existieren diese nur in einem be-

stimmten Bereich und nur so lange, wie 

eine epidemische Lage gegeben ist. 

 Dem Deutschen Bundestag ist es zudem je-

derzeit möglich, höherrangiges Recht zu 

verabschieden. Uneingeschränkte Befug-

nisse existieren nicht. 

 Der Bundestag gebe das Verfahren der 

Corona-Bekämpfung aus der Hand und be-

teilige sich nicht. 

 Der Deutsche Bundestag hat sich von Beginn 

des Pandemiegeschehens an gesetzgebe-

risch mit der Corona- Bekämpfung 

beschäftigt, insbesondere durch die Verab-

schiedung der ersten beiden 

Bevölkerungsschutzgesetze und zahlreicher 

Hilfspakete. 

 Der Bundestag hat rund 30 Corona-Gesetze 

beschlossen und ca. 70 Debatten geführt. 

 Die Maßnahmen hätten keine Begrenzung, 

es gebe unbegrenzte Handlungsvollmach-

ten. 

 Es gibt keine unbegrenzten Handlungsvoll-

machten. Die Parlamente sind jeweils zur 

Entscheidung befugt und berufen. 

 Im neuen § 28a Abs. 5 IfSG wird geregelt, 

dass alle Maßnahmen der Länder zu be-

gründen und zeitlich zu begrenzen sind. Die 

Möglichkeiten der Maßnahmen der Länder 

werden begrenzt durch den neuen § 28a 

IfSG und den Verhältnismäßigkeitsgrund-

satz. 

 Die epidemische Lage sei nicht definiert, 

deshalb herrsche Rechtsunsicherheit. 

 Im 3. Bevölkerungsschutzgesetz wird in § 5 

IfSG eine Definition der epidemischen Lage 

gesetzlich verankert. 

 Eine solche liegt vor, wenn eine ernsthafte 

Gefahr für die öffentliche Gesundheit in der 

gesamten Bundesrepublik Deutschland be-

steht, weil: 
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- die Weltgesundheitsorganisa-

tion eine gesundheitliche 

Notlage von internationaler 

Tragweite ausgerufen hat und 

die Einschleppung einer bedroh-

lichen übertragbaren Krankheit 

in die Bundesrepublik Deutsch-

land droht oder  

- eine dynamische Ausbreitung 

einer bedrohlichen übertragba-

ren Krankheit über mehrere 

Länder in der Bundesrepublik 

Deutschland droht oder stattfin-

det. 

 Mit einem entsprechenden Antrag wird der 

Deutsche Bundestag feststellen, dass eine 

solche Lage derzeit weiterhin besteht. Die 

tatsächlichen Voraussetzungen liegen vor. 

 Mit dem Gesetzentwurf würden eine Impf-

pflicht und ein Covid-Immunitätsausweis 

durch die Hintertür eingeführt. 

 Der Gesetzentwurf enthält keine Regelun-

gen zu einer Impfpflicht oder einem 

Immunitätsausweis. 

 Der Gesetzentwurf ermögliche ein staatli-

ches Eindringen in die Privatsphäre und 

Kontrollen in Privaträumen. 

 Der Gesetzentwurf ermöglicht weder ein 

Eindringen in die Privatsphäre noch in die 

Wohnung. 

 Das Infektionsschutzgesetz in der bisherigen 

Fassung wäre ausreichend. 

 Das bisher geltende Gesetz ist nicht auf eine 

solche dauerhafte pandemische Lage von 

nationaler Tragweite ausgerichtet. Daher ist 

es richtig, das Infektionsschutzgesetz wei-

terzuentwickeln. 

 

 

 

 

Wenn Sie noch Fragen haben, können Sie  

sich gerne per E-Mail an mich wenden. 

Dr. Anja Weisgerber MdB 

Wahlkreisbüro 

Karl-Götz-Str. 17, 97424 Schweinfurt 

Telefon: 09723 / 934370 

anja.weisgerber@bundestag.de 

www.anja-weisgerber.de 
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